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Die Erwartungen der Industrie
für 2004

Für das kommende Jahr rechnen die Konjunkturforscher mit einem Wirtschafts �
wachstum. Die Zunahme des realen Bruttoinlandsproduktes dürfte 2004 bei 1,7% liegen, 

nach � 0,1% in diesem Jahr. Wie schätzt die Industrie ihre Aussichten für 2004 ein? 
Welche Erwartungen hat sie an die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung?

Kunibert Schmidt

Die Erwartungen der Automobilindustrie für das Jahr 2004

Das Automobiljahr 2003 wird 
in dem Erwartungskorridor 

abschließen, den der Verband 
der Automobilindustrie (VDA) zu 
Jahresbeginn prognostiziert hat. 
Bei den Pkw wird voraussichtlich 
das Niveau von 3,25 Mill. neu zu-
gelassenen Fahrzeugen erneut er-
reicht. Bei der Produktion wird ein 
weiteres Mal die Marke von 5 Mill. 
produzierten Einheiten überschrit-
ten werden. Beim Export erwartet 
die deutsche Automobilindustrie 
dank Marktanteilsgewinnen auf 
wichtigen Auslandsmärkten auch 
trotz konjunkturellen Gegenwinds 
ihr drittbestes Ergebnis. 

Im Nutzfahrzeugsegment zeigen 
sich Erholungstendenzen: Zwar 
wurden in Deutschland 4% weniger 
Transporter abgesetzt, das Plus bei 
den schweren Nutzfahrzeugen von 
2% ist jedoch ein positives Signal 
nicht nur für den Automobilmarkt. 
Diese Fahrzeugklasse ist auch in 
der Vergangenheit immer wieder 
ein Frühindikator für eine konjunk-
turelle Erholung in Deutschland 
insgesamt gewesen. 

Schließlich wertet der VDA die 
wieder ansteigende Nachfrage 
nach Omnibussen als ein positives 
Zeichen dafür, daß es im nächsten 

Jahr eine Erholung im deutschen 
Automobilmarkt geben wird. 

Für eine Erholung des Automo-
bilmarktes sprechen nicht nur die 
automobilen Frühindikatoren, son-
dern auch die gesamtwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen an den 
Automobilmärkten:

In Deutschland besteht 2004 die 
Chance, daß ausgehend von der 
Erholung der Weltkonjunktur auch 
die deutsche Wirtschaft wieder 
Tritt faßt. Dies wirkt sich natürlich 
direkt im Nutzfahrzeugbereich und  
in der Nachfrage der gewerblichen 
Pkw-Kunden aus. 

Für ein Anziehen des Inlandsge-
schäfts im Privatkundenbereich ist 
allerdings entscheidend, daß die 
auf die Kaufentscheidung drücken-
de Verunsicherung durch konse-
quente politische Entscheidungen 
über die wichtigsten Reformpro-
jekte überwunden wird. Die zu 
Jahresende erneut gestiegene 
Sparquote von inzwischen 11% 
belegt die Bremswirkung, die die 
Diskussion um erhöhte Belastun-
gen zur Altersvorsorge und bei der 
Krankenversicherung, aber auch 
die Sorge um die unmittelbare 
eigene wirtschaftliche Zukunft bei 
vielen potentiellen Kunden ausge-
löst hat. Diese Kaufhemmung zu 

brechen ist entscheidend dafür, ob 
der hohe Ersatzbedarf, der sich in 
dem auf 89 Monate gestiegenen 
Durchschnittsalter der Pkw aus-
drückt, realisiert wird.

Entwicklungen auf den
 Exportmärkten

Im US-Markt war die deutsche 
Automobilindustrie im Jahr 2003 
erneut erfolgreich. Sie konnte in 
einem hart umkämpften Markt ihre 
Marktanteile ausbauen und war im 
Gegensatz zu ihren Wettbewerbern 
von dem Rückgang des Gesamt-
marktes nicht betroffen. Die deut-
schen Hersteller setzen mittel- und 
langfristig auch darauf, durch die 
Etablierung des Diesels im US-
Markt eine ihrer technologischen 
Kernkompetenzen zum Tragen zu 
bringen. Hierfür werden im nächs-
ten Jahr erste Weichen gestellt 
werden. Darüber hinaus bleibt die 
starke Position im Premiumseg-
ment und dessen Erschließung 
durch neue Modelle, gerade auch 
in den Nischen, die im US-Markt 
Grund für vorsichtigen Optimismus 
geben – auch angesichts der unge-
brochen tobenden Rabattschlacht 
im Volumensegment. 

Auch in den südamerikanischen 
Märkten mehren sich die Anzei-
chen, daß die Talsohle durchschrit-
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ten ist. In Brasilien, aber auch in 
Argentinien sind Anzeichen der Er-
holung festzustellen, die sich noch 
weiter verfestigen müssen. Aller-
dings wird die Binnenkonjunktur in 
diesen Ländern nicht ausreichen, 
die momentan brachliegenden 
Kapazitäten der deutschen Auto-
mobilhersteller – insbesondere in 
Brasilien – auszulasten. Hierfür ist 
deren weitergehende Integration 
in den weltweiten Produktionsver-
bund der Schlüssel.

In den europäischen Märkten 
war 2003 insbesondere Großbri-
tannien als wichtigster Export-
markt mit einem Plus von 2% ein 
wichtiger Stabilisator angesichts 
von Absatzrückgängen in Italien 
und Frankreich. Insgesamt mußte 
in den westeuropäischen Export-
märkten ein leichtes Minus hinge-
nommen werden. Dem steht aller-
dings ein deutlicher, in Volumen 
und Marktanteilen zu messender 
Erfolg der deutschen Automobil-
industrie in Mittel- und Osteuropa 
entgegen. An der Integration dieser 
Märkte in die EU wird die mit einer 
wachsenden Anzahl von Produk-
tionsstandorten in den Ländern 
selbst stark verankerte deutsche 
Automobilindustrie wesentlichen 
Anteil haben. 

Die stärksten Wachstumsimpul-
se des vergangenen Jahres kamen 
und werden wohl auch 2004 aus 
Asien kommen. Das 10-%ige 
Marktwachstum der Region ging 
2003 insbesondere auf das Konto 
Chinas, dessen Automobilmarkt 
um über 60% gewachsen ist – mit 
einem Anteil der deutschen Mar-
ken von über einem Drittel. Neben 
der traditionell starken Präsenz 
im mittleren Segment werden die 
deutschen Anbieter, die ihre Expor-
te allein in diesem Jahr um 150% 
gesteigert haben, durch die Pro-
duktion von Premiumfahrzeugen 
vor Ort ihre Marktanteile und vor 

allem auch die Wertschöpfung in 
China steigern. 

Positive Globalisierungsbilanz

Im Jahr 2004 werden sich auch 
die strukturellen Trends fortsetzen, 
die bereits das Jahr 2003 bestimmt 
haben: So ist klar, daß noch weitere 
Unternehmen der Zulieferindustrie 
sich mit neuen Produktionskapa-
zitäten in Osteuropa und in China 
engagieren werden. Umfragen des 
VDA in diesem Jahr belegen, daß 
diese beiden Regionen ganz oben 
bei der Ansiedlung von Kapazitäts-
erweiterungsinvestitionen stehen. 
Insbesondere die sich herausbil-
denden neuen „Automobilcluster“ 
in Osteuropa werden im fi rmen-
internen Standortwettbewerb zu 

noch stärkeren Konkurrenten der 
etablierten deutschen Produkti-
onsstandorte werden. 

Bereits 2003 wurden 4,5 Mill. 
Pkw deutscher Marken im Ausland 
produziert. Der Anteil der Ausland-
produktionen beträgt mittlerweile 
45%, das sind 3 Punkte mehr als 
im Jahr 2001. In den USA wuchs 
sie um 2%, in Osteuropa um 11 
und in Asien sogar um 31%. China 
ist innerhalb eines Jahres von Platz 
5 auf Platz 2 der weltweiten Pro-
duktionsstandorte der deutschen 
Automobilindustrie aufgestiegen. 
In diesem Jahr werden dort 53% 
mehr Fahrzeuge produziert werden 
als noch im vergangenen Jahr. 

Mindestens im gleichen Ausmaß 
wie die Fahrzeughersteller haben 
die Automobilzulieferer die Glo-
balisierung gestaltet. Das betrifft 
nicht nur die weltweit agieren-
den Großunternehmen, sondern 
gerade auch den Mittelstand in 
der Automobilindustrie. 66% der 
neugegründeten Standorte der 
Automobilzulieferindustrie wurden 
in den vergangenen fünf Jahren im 
Ausland außerhalb Westeuropas 
errichtet. Hierbei liegt Osteuropa 
mit 26% vor Lateinamerika deut-
lich vorn. Klar ist auch, daß bei den 
Zulieferern China ebenfalls einen 
wesentlichen Schwerpunkt des 
künftigen Engagements darstellen 
wird. 

Wohlgemerkt, bislang ist die 
Globalisierungsbilanz der deut-
schen Automobilindustrie per 
Saldo positiv: kein anderer In-
dustriezweig investierte so viel 
in Deutschland wie diese Bran-
che. Trotz des Gegenwinds am 
Heimatmarkt wurden 2003 noch 
einmal 10 000  neue Arbeitsplätze 
in Deutschland geschaffen. Die 
Weichenstellungen auf der Kosten-
seite werden wesentlich darüber 
mitentscheiden, ob dies so bleibt. 
Gerade vor diesem Hintergrund 
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hofft der VDA im kommenden Jahr 
auf ein Signal für eine an der Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen 
Automobilindustrie ausgerichtete 
Lohn- und Beschäftigungspolitik. 
Sie muß sich konsequent daran 
orientieren, daß die Lage der Un-
ternehmen auf Hersteller- wie auf 
Zuliefererseite mittlerweile extrem 
differenziert ist. Sie muß deshalb 
mehr Flexibilität bei Arbeitszeiten 
und Entgeltsystemen zulassen.

Ungebrochene Innovationskraft

In jedem Fall bleibt aber die 
weitere Produktivitätssteigerung 
ein wesentliches treibendes Mo-
ment der Automobilindustrie auch 
im Autojahr 2004. Das Produk-
tivitätsplus von 72% der letzten 
zehn Jahre belegt den Prozeß, 
den diese Branche bereits hinter 
sich gebracht hat. Mit den neuen 
Fertigungsstätten in Ostdeutsch-
land werden hier neue Maßstäbe 
gesetzt werden – auch in der Koo-
peration zwischen Herstellern und 
Zulieferern. 

Dabei wird es im kommenden 
Jahr darauf ankommen, die Balan-

ce zwischen der sich fortsetzen-
den Neuorganisation der Bezie-
hungen zwischen Herstellern und 
Zulieferern fortzusetzen. Stichwort 
ist hier die Orientierung weg von 
der klassischen Aufgabenteilung 
nach Fahrzeugkomponenten hin 
zu übergreifenden Kompetenz-
feldern. Zugleich stellt die Über-
nahme immer größerer Teile der 
Entwicklungsverantwortung für 
das Gesamtprodukt Automobil 
an die Zulieferindustrie unter dem 
Gesichtspunkt der Finanzierung 
erhebliche Anforderungen an die 
Unternehmen sämtlicher Prozeß-
stufen. Dies betrifft die Entwick-
lungsfi nanzierung ebenso wie das 
Thema Werkzeugkosten. 

Schließlich ist die Gewährleis-
tung einer gerade für die deut-
schen Automobilunternehmen er�
folgsentscheidenden Produktquali-
tät eine Herausforderung, die auch 
in 2004 bewältigt werden muß: Der 
steigende Anteil der elektronischen 
Systeme im Automobil und die 
wachsende Bedeutung der Soft-
ware hat die Notwendigkeit erhöht, 
unterschiedliche Komponenten 

so miteinander zu vernetzen, daß 
sie ohne Kompromisse bei der 
Zuverlässigkeit funktionieren. Vor 
dieser Herausforderung stehen die 
deutschen Unternehmen vielfach 
stärker als ihre Wettbewerber, da 
gerade ihre Kunden technische 
Pionierleistungen bei Leistungs-
komfort und Sicherheit erwarten, 
die ihre Wettbewerber erst aus 
der gesicherten Position des 
„followers“ bieten müssen.

Die Pkw-IAA 2003 hat ein deut-
liches Zeichen für die ungebroche-
ne Innovationskraft der deutschen 
Automobilindustrie gesetzt. Mit 
über 70 Neuvorstellungen wurde 
das Angebot präsentiert, das den 
Automobilmarkt 2004 bestimmen 
wird. Die deutschen Hersteller 
sind hierbei in allen Segmenten 
erstklassig aufgestellt. Dies ist 
letztendlich die Voraussetzung da-
für, um das Zuwachspotential, das 
der weltweite und der deutsche 
Automobilmarkt im kommenden 
Jahr bieten, für mehr Umsatz und 
Beschäftigung in der deutschen 
Automobilindustrie zu nutzen.

Michael Knipper

Die Lage der Bauwirtschaft zum Jahreswechsel 2003/2004

Die deutsche Bauwirtschaft hat 
sich auch 2003 nicht von der 

rezessiven Grundtendenz befreien 
können. Bei stagnierendem – und 
in zwei Quartalen sogar rückläufi -
gem – Bruttoin landsprodukt san-
ken die preisbereinigten Bauinves-
titionen von Januar bis September 
aber mals um 4,2%. 

Die anhaltende Investitions-
schwäche – die Baurezession 
geht nun mittlerweile ins neunte 
Krisenjahre – sorgt dafür, dass 
Deutschland innerhalb der Europä-

ischen Union die rote Laterne beim 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
trägt. Von 1996 bis 2002 hat die 
Schwäche am Bau der deutschen 
Volkswirtschaft Jahr für Jahr 0,6 
Prozentpunkte BIP-Wachstum ge�
kostet. 

Auch 2004 wird noch keine 
grundlegende konjunkturelle Wen-
de bringen. Rückgang der Steuern, 
Haushaltssperren bei Bund und 
Ländern, anhaltende Krise der 
kommunalen Finan zen, Investiti-
onszurückhaltung der Investoren, 

Überangebot bei Gewerbeimmo-
bilien, ver schlechterte steuerliche 
Rahmenbedingungen beim Miet-
wohnungsbau sowie die Diskus-
sion um die Eigenheimzulage und 
die Einführung einer faktischen 
Verlustbesteuerung (Mindest-
steuer) kennzeichnen das Bauge-
schehen zum Jahreswechsel.

Besonders stark ausgeprägt 
war erneut der baukonjunkturelle 
Rückgang in den neuen Bundes-
ländern (- 6,6% in den ersten drei 
Quartalen). Noch 1996 lagen die 
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Bauinvestitionen je Einwohner in 
Ostdeutschland um 80% über 
dem westdeutschen Niveau, 2003 
waren es nur noch 5%. Entgegen 
allen Erwartungen haben die In-
vestitionen zur Beseitigung der 
Flut schäden in Sachsen (teilweise 
auch in Sachsen-Anhalt) nicht zu 
einer partiellen Stabilisie rung der 
Bautätigkeit in den neuen Bundes-
ländern geführt.

Von begrenztem Erfolg waren 
zudem Versuche der Bundesregie-
rung, die Nachfrage durch Förder-
programme über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau anzuregen. Auch 
die Wirt schaftsforschungsinstitute 
und der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung gehen 
mittlerweile davon aus, dass die 
Zinsverbilligung für Kredite an 
Kommunen für die Infrastruktur 
bzw. an private Haushalte zur 
Wohnungsmodernisierung nahezu 
wirkungslos verpuffen. Ein Aus-
schöpfen der Kredit programme 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
bedeutet dann lediglich, dass hier-
durch Kredite bei Geschäfts- oder 
Hypothekenbanken substituiert 
werden (Mitnahmeeffekt). Der er-
hoffte zusätzliche Impuls ist aus-
geblieben. 

Besonders hart hat die rezessive 
Entwicklung 2003 erneut das Bau-
hauptgewerbe getroffen: 

• Von Januar bis September ging 
der baugewerbliche Umsatz um 
6,7% zurück. 

• Der Auftragseingang verringerte 
sich in den ersten drei Quartalen 
sogar um 11,4%.

• Der Auftragsbestand lag Ende 
Juni nochmals um 7,7% niedri-
ger als ein Jahr zuvor.

• Lediglich bei den Hochbauge-
nehmigungen war mit einer Zu-
nahme von 3,2% (veran schlagte 
Baukosten) ein Hoffnungsschim-
mer zu verzeichnen. 

 Kurzfristiges Hoch beim
 Eigenheimwohnungsbau 

Einen deutlichen Kontrast bilde-
ten 2003 die Baugenehmigungen 
im Wohnungsbau. Die Zahl der 
genehmigten Wohnungen in Mehr-
familienhäusern ging von Januar 
bis September nur noch leicht um 
2% zurück. Bei Einfamilienhäu-
sern (16%) sowie Wohnungen in 
Zweifami lienhäusern (10%) waren 
dagegen deutliche Wachstumsra-
ten zu verzeichnen. Diese basier-
ten allerdings vorrangig auf hohen 
Werten im ersten Quartal; seit der 
Jahresmitte rutschte das Geneh-
migungsniveau unter die Vorjah-
reswerte.

Hier zeigten sich die Auswirkun-
gen der anhaltenden Diskussion 
um eine Reduzierung bzw. Ab-
schaffung der Eigenheimzulage. 
Der Hauptverband der Deutschen 
Bauindustrie hat früh zeitig deutlich 
gemacht, dass er sich einer Kür-
zung nicht verschließen wird, wenn 
damit der Einstieg in einen generel-
len Subventionsabbau gelingt. Die 
vom Bundesministerium der Finan-
zen geplante einseitige Abschaf-
fung der Eigenheimzulage, bei 
gleichzeitigem Verscho nen anderer 
Subventionen, wird allerdings ent-
schieden abgelehnt. Ungeachtet 
des Ergebnis ses im Vermittlungs-
ausschuss zwischen Bundestag 
und Bundesrat wird es zumindest 
im ersten Halbjahr 2004 zu einer 
Zunahme der Investitionstätigkeit 
im Eigenheimbau kommen. Aller-
dings dürfte es sich hierbei nur um 
einen Strohfeuereffekt handeln, der 
im weiteren Jah resverlauf zu Ende 
geht. 

Im Geschosswohnungsbau 
scheint zumindest im früheren 
Bundesgebiet das Ende der Tal-
sohle erreicht. Bei einem Genehmi-
gungsvolumen, das um vier Fünftel 
unter dem Niveau von 1994 liegt, 
sorgt das Haushaltsbildungsver-
halten vor allem in süd- und süd-

westdeutschen Ballungsgebieten 
für ein deutliches Anziehen der 
Nachfrage. In den neuen Bundes-
ländern hingegen ging die Zahl der 
genehmigten Wohnungen in den 
ersten neun Monaten 2003 ein mal 
mehr um 20% zurück. Mit nur noch 
3000 genehmigten Mietwohnun-
gen im Gesamtjahr ist diese Sparte 
in den neuen Bundesländern zur 
„Restgröße“ zusammengebro-
chen. 

Getragen von einem leichten 
Wachstum im früheren Bundesge-
biet bei anhaltendem Rück gang in 
den neuen Bundesländern dürften 
sich die Umsätze des Bauhaupt-
gewerbes im Wohnungsbau 2004 
stabilisieren. Die Zahl der fertig-
gestellten Wohnungen wird leicht 
auf 280 000 steigen. Je nach Fest-
legung der politischen Rahmen-
bedingungen muss sich aller dings 
erst noch erweisen, ob damit die 
Trendwende eingeläutet wird, oder 
ob es 2005 wieder bergab geht. 

Öffentlicher Bau: Investitionen 
unter dem Maastricht-Diktat

Die öffentlichen Bauinvestitionen 
hatten mit einem Rückgang von gut 
einem Drittel seit 1994 die stärks-
ten Einbußen zu verzeichnen. An 
dieser negativen Entwicklung hat 
sich auch im abgelaufenen Jahr 
nichts geändert: In den ersten drei 
Quartalen waren Umsatz (- 3,8%), 
Auftragseingänge (- 9,2%) sowie 
Baugenehmigungen (- 9,9%) ein�
mal mehr deutlich rück läufi g. Vor 
allem die Steuereinnahmen, die 
wieder hinter den zu positiven 
Annahmen zurück geblieben sind, 
haben hier ihren Tribut gefordert. 

Die ohnehin schon beschei-
denen Erwartungen für das Jahr 
2004 müssen aktuell noch weiter 
nach untern revidiert werden. 
Ein gravierendes Problem sind 
die Verzögerungen bei der Ein-
führung der streckenbezogenen 
LKW-Maut. Das Zukunfts-Inves-
titionsprogramm läuft Ende 2003 



Wirtschaftsdienst 2003 • 12 759

ZEITGESPRÄCH

aus, dadurch fallen Investitionen 
im Umfang von gut 2 Mrd. Euro 
weg. Das Bundeskabinett hatte 
im Juli 2003 beschlossen, ab 
2004 im Anti�Stau�Programm über 
die Verkehrsinfrastrukturfi nanzie-
rungsgesellschaft (VIFG) in nahezu 
gleicher Höhe Investitionen in Stra-
ßen, Schienen und Wasserstraßen 
– fi nanziert aus der LKW-Maut – zu 
tätigen

Da der Zeitpunkt der Einführung 
der LKW-Maut weiterhin unsicher 
ist, hat der Haushaltsaus schuss 
des Deutschen Bundestages zwi-
schenzeitlich über die Investitionen 
der VIFG eine Haushaltssperre von 
1,05 Mrd. Euro verhängt. Zudem 
muss das Bundesministerium für 
Ver kehr, Bau- und Wohnungswe-
sen bereits jetzt eine globale Min-
derausgabe von nahezu 300 Mill. 
Euro erwirtschaften; über die 
Zuweisung von weiteren 1,5 Mrd. 
Euro globaler Min derausgabe auf 
einzelne Ressorts wird derzeit 
beraten. 

Selbst wenn Kürzungen und 
Haushaltssperren des Bundes nicht 
in voller Höhe investitions wirksam 
werden, muss sich die deutsche 
Bauindustrie im Jahr 2004 auf Ein-
schnitte bei den Investitionen in die 
Verkehrswege einstellen. Das noch 
nicht abzusehende Ausmaß dieser 
Einschnitte wird unsere Prognose 
des baugewerblichen Umsatzes 
im Öffentlichen Bau (der zeit - 3%) 
stark beeinfl ussen. Eins ist aller-
dings klar: mittelfristig führt der 
Weg aus der öffentlichen Investi-
tionskrise nur über die verstärkte 
Einbindung privater Investoren.

Wirtschaftsbau: Im Griff der ge-
samtwirtschaftlichen Stagnation

Die gewerblichen Bauinvestitio-
nen haben sich seit 1994 dauerhaft 
von der gesamtwirtschaft lichen 
Entwicklung abgekoppelt. Wäh-
rend das reale Bruttoinlandspro-
dukt seitdem um 12,5% zugenom-

men hat, gingen die Bauinvestiti-
onen der Wirtschaft im gleichen 
Zeitraum preisbereinigt um etwa 
ein Viertel zurück. Vor allem in den 
Jahren 2002 und 2003 sorgte die 
gesamtwirtschaftliche Stagnation 
für eine deutliche Zurückhaltung 
potentieller Investoren, der Ab-
wärtstrend beschleunigte sich.

Einem 6-%igen Rückgang des 
Auftragseingangs im Wirtschafts-
bau im Jahr 2002 folg te eine wei-
tere Abnahme von 14,6% in den 
ersten drei Quartalen 2003. Im 
abgelaufenen Jahr hat der Wirt-
schaftsbau den Wohnungsbau als 
die Sparte mit der schlechtesten 
Entwick lung abgelöst. Vor allem 
der deutliche Einbruch bei den 
Genehmigungen für neue Büro- 
und Verwaltungsgebäude – der mit 
Abstand bedeutendsten Kategorie 
im gewerblichen Hochbau – um 
ein Viertel belastet die Branche 
schwer.

2004 ist mit einem weiteren 
Rückgang des baugewerblichen 
Umsatzes im Wirtschaftsbau von 
rund 2% zu rechnen. Vorausset-
zung hierfür ist allerdings, dass das 
prognostizierte gesamtwirtschaftli-
che Wachstum von real 1,5% auch 
tatsächlich eintritt und dass sich 
die Kürzungen der Investitionszu-
schüsse an die Deutsche Bahn AG 
„im Rahmen“ halten. Ein positives 
Element könnte eine Einigung von 
Bundesregierung und Opposition 
über weitere Reformen bei Steu-
ern, Sozialsystemen und auf dem 
Arbeitsmarkt sein. Nur wenn es 
hier deutliche Signale gibt, dürfte 
sich der Investitionsattentismus in 
Deutschland auf Dauer auf brechen 
lassen. 

Anhaltender Drang ins Ausland

Die Investitionsschwäche in 
Deutschland ist zu einem erhebli-
chen Teil Standortnachteilen sowie 
höheren Renditeerwartungen bei 
Investitionen im Ausland geschul-

det. Immobilien fonds haben im 
abgelaufenen Jahr den größten 
Teil der ihnen zugefl ossenen Mittel 
mangels renditeträchtiger Anlage-
möglichkeiten im Inland jenseits 
der deutschen Grenzen investiert. 
Überlegungen der rot-grünen Bun-
desregierung zur Wiedereinführung 
der Vermögensteuer und zur Erhö-
hung der Erbschaftsteuer werden 
eine Kapitalanlage in Deutschland 
mit Sicher heit nicht attraktiver 
machen. 

Aber auch die gewerbliche Wirt-
schaft selbst zieht es weiterhin ins 
Ausland. Jedes vierte der 2003 be-
fragten 7000 inländischen Industrie-
unternehmen will in den nächsten 
Jahren seine Produktion ganz oder 
teilweise ins Ausland verlagern. 
Hauptmotive für die Verlagerung 
sind die Höhe der Arbeitskosten 
(45%) sowie der Steuern und 
Abgaben (38%) in Deutschland. 
Auch diese Zahlen belegen, dass 
die angemahnten Fortschritte bei 
den Reformen in Deutschland 
weiter gehen müssen als bisher 
angedacht und auch nicht auf die 
lange Bank geschoben werden 
dürfen, um zumindest einen Teil 
dieser Produktionsverlagerung zu 
ver hindern. 

Für die Bauwirtschaft sind die-
se Reformen und die Lösung der 
wirtschaftspolitischen Proble me 
existenziell. Nur wenn es gelingt, 
wieder ein dauerhaftes und aus-
reichendes Wirtschafts wachstum 
anzuregen, dann

• werden die privaten Haushalte 
über genügend Einkommen ver-
fügen, das dem Woh nungsbau 
zugute kommt,

• wird es auch wieder zu steigen-
den Aufträgen im Wirtschaftsbau 
kommen und

• werden die öffentlichen Haushal-
te über genügend Steuereinnah-
men verfügen, um ihre Investiti-
onstätigkeit zu stabilisieren.
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Deutsche Chemieindustrie hofft auf Belebung des 

Geschäftes im Jahr 2004

Für die deutsche Chemieindus-
trie geht erneut ein enttäu-

schendes Jahr zu Ende. Obwohl 
die weltwirtschaftliche Entwicklung 
seit Mitte 2003 wieder Fahrt aufge-
nommen hat, konnte die Chemie 
ihre übliche Rolle als Frühzykliker 
nicht einnehmen. Die Nachfrage 
nach Chemieprodukten blieb auch 
zum Jahresende 2003 weiterhin 
unbefriedigend. Die Branche 
hofft jedoch, dass angesichts der 
wirtschaftlichen Belebung in den 
USA, in Mittel- und Osteuropa so-
wie in Asien der Funke bald auch 
auf Europa überspringt. In diesem 
Fall dürfte es im Jahr 2004 zu einer 
Belebung des Chemiegeschäftes 
kommen. Aufgrund einiger Belas-
tungsfaktoren wird die Erholung 
jedoch schwächer ausfallen als in 
den vorangegangenen Konjunk-
turzyklen. Rückschläge wie in den 
Jahren zuvor sind nicht auszu-
schließen. 

Ungeachtet einer möglichen 
Erholung beobachten wir im 
langfristigen Trend, dass der Welt-
marktanteil des Chemiestandorts 
Deutschlands  sinkt. Zum einen 
wachsen viele Länder in Asien 
und Osteuropa im Zuge eines 
wirtschaftlichen Aufholprozesses 
dynamischer als das reife Indus-
trieland Deutschland. Auf der an-
deren Seite verliert Deutschland 
aber auch im Vergleich zu seinen 
europäischen Nachbarn. Das zeigt: 
Deutschland hat ein Standortprob-
lem. Die Rahmenbedingungen am 
Chemiestandort Deutschland müs-
sen dringend reformiert werden, 
damit Deutschland auch in Zukunft 
wettbewerbsfähig bleibt.

Jahresbilanz der deutschen 
chemischen Industrie

Noch zu Jahresbeginn 2003 
waren die Chemieunternehmen 
vorsichtig optimistisch, dass trotz 
der geopolitischen Unsicherheiten 
im Zusammenhang mit Terror-
bekämpfung und Irak-Krise und 
trotz einiger dämpfender Faktoren 
(hoher Ölpreis, starker Euro) die 
Weltwirtschaft im Jahresverlauf 
Fahrt aufnehmen könnte. Hiervon 
versprach man sich positive Impul-
se für das üblicherweise frühzykli-
sche Chemiegeschäft.

Trotz des raschen Endes der 
Kampfhandlungen im Irak blieb 
die weltwirtschaftliche Entwicklung 
jedoch zunächst schwach. Die 
Ölpreise verharrten in der oberen 
Hälfte des OPEC-Zielkorridors. Der 
Euro wertete nach vorübergehen-
der leichter Schwäche weiter auf. 
Die Lungenkrankheit SARS dämpf-
te vorübergehend den Handel 
mit Asien. Folglich dümpelte das 
Chemiegeschäft in der ersten Jah-
reshälfte dahin und die Stimmung 
der Branche erreichte im Sommer 
ihren Tiefpunkt.

Seither mehren sich die An-
zeichen für eine Belebung der 
Weltwirtschaft. In der chemischen 
Industrie ist die Hoffnung auf eine 
baldige Erholung des Chemie-
geschäftes gewachsen. Bisher 
fanden sich hierfür in den Auftrags-
büchern der deutschen Chemiein-
dustrie allerdings kaum Hinweise.

Die Produktion dürfte deshalb 
im Gesamtjahr 2003 bestenfalls 
um 0,5% gestiegen sein.

Ein Blick auf die Sparten zeigt 
ein heterogenes Bild: Die Produk-
tion von Petrochemikalien und 
ihren Derivaten sank aufgrund der 
schwachen Industriekonjunktur um 
1,5%. Die Polymerproduktion ging 
sogar um 5% zurück. Erfreulicher 
verlief das Jahr für die anorgani-
schen Grundchemikalien und die 
Fein- und Spezialchemikalien. Die 
Produktion stieg um 3% bzw. um 
2,5%. Die Wasch- und Körper-
pfl egemittel profi tierten von der 
starken Nachfrage aus dem euro-
päischen Ausland. Die Produktion 
stieg um 6,5%. Die weitgehend 
konjunkturunabhängige Pharmain-
dustrie konnte ihre Produktion um 
3% steigern.

Der Umsatz deutscher Chemie-
unternehmen ist in diesem Jahr um 
1,5% auf 135,6 Mrd. Euro gestie-
gen. Zu dieser Entwicklung haben 
vor allem die hohen Erzeugerpreise 
und die zunehmende Nachfrage 
aus dem Ausland beigetragen. 
Der Auslandsumsatz wuchs um 
2,5% während der Inlandsumsatz 
stagnierte.

Die Erzeugerpreise für chemi-
sche Produkte stiegen im Jahres-
durchschnitt 2003 um rund 2%. 
Der Anstieg ist größtenteils auf 
die gestiegenen Rohstoffkosten, 
insbesondere bei Rohöl, zurückzu-
führen. Demzufolge sind die Preise 
der rohölnahen Sparten stark 
gestiegen, während die Preise der 
übrigen Sparten stagnierten bzw. 
sanken. Der Anstieg der Erzeu-
gerpreise blieb auf die ersten vier 
Monate beschränkt. Danach waren 
die Preise wieder rückläufi g.
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Positive Impulse kamen wie be-
reits in der Vergangenheit aus dem 
Exportgeschäft. Die deutschen 
Chemieexporte, die neben den 
Auslandsumsätzen der Chemiein-
dustrie auch die Ausfuhren anderer 
Branchen umfassen, lagen im Jahr 
2003 mit 84,7 Mrd. Euro gut 4% 
höher als im Vorjahr. Die Importe 
stiegen im gleichen Zeitraum nur 
um rund 2%, so dass der Außen-
handelsüberschuss mit Chemie-
produkten auf knapp 25,6 Mrd. 
Euro stieg.

Belebung für 2004 
nicht ohne Risiko

Für das Jahr 2004 rechnet die 
deutsche Chemieindustrie mit einer 
Erholung – allerdings auf niedrigem 
Niveau. Umsatz und Produktion 
werden bei leicht sinkenden Erzeu-
gerpreisen um 1,5% steigen. Das 
bedeutet nach einer dreijährigen 
Phase der Stagnation nur ein mo-
derates Plus. In den Jahren 1995 
bis 2000 betrugen die jährlichen 
Wachstumsraten von Produktion 
und Umsatz deutlich über 3%.

Die Hoffnungen der Branche 
stützen sich auf das Exportge-
schäft. Die starke Exportorien-
tierung erlaubt der Branche, am 
wirtschaftlichen Wachstum in 
anderen Ländern und Regionen 
teilzuhaben. Dies ist nicht ohne Ri-
siko: Der starke Euro gefährdet das 
Geschäft – besonders in Übersee. 
Die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Chemieindus-
trie sinkt gegenüber ihren globalen 
Konkurrenten.

Deutschlands Chemie im 
internationalen Wettbewerb

Auch wenn die Chemiekonjunk-
tur in 2003 enttäuschend verlief, 
gehört unsere Branche nach wie 
vor zu den wichtigsten Säulen der 
deutschen Wirtschaft. Gemes-
sen am Umsatz ist die Chemie 
viertgrößter Industriezweig. Die 
Branche beschäftigt rund 465 500 

Mitarbeiter und ist der Innovations-
motor der deutschen Industrie. 

Diese Stellung ist jedoch in 
Gefahr. Deutschland verliert seit 
Jahren kontinuierlich Anteile am 
Weltchemiemarkt. Das hat zwei 
Ursachen: Im Zuge des wirt-
schaftlichen Aufholprozesses vie �
ler Länder Asiens sowie Mittel- 
und Osteuropas steigt auch deren 
Chemieverbrauch sehr dynamisch. 
Folglich wächst auch die Che-
mieproduktion in diesen Ländern 
stärker als in reifen Volkswirt-
schaften wie Deutschland. Unsere 
Unternehmen partizipieren an 
diesem Wachstum durch Exporte, 
aber auch in zunehmendem Maße, 
indem sie ihre Produktionskapazi-
täten auf den Wachstumsmärkten 
durch ausländische Direktinvestiti-
onen ausweiten. 

Besorgniserregend ist jedoch, 
dass der Chemiestandort Deutsch-
land auch im europäischen Ver-
gleich hinterherhinkt. Während die 
Chemieproduktion in der EU seit 
1991 durchschnittlich um 2,9% ge-
wachsen ist, waren es in Deutsch-
land nur 2%. Das zeigt: Deutsch-
land hat ein Standortproblem.

Die chemische Industrie hat 
sich seit Jahren dafür eingesetzt, 
Standortnachteile abzubauen, zum 
Beispiel

• die überbordende Bürokratie bei 
der Genehmigung und dem Be-
trieb von Produktionsanlagen,

• die Behinderungen bei der Ein-
führung neuer Technologien,

• die im internationalen Vergleich 
zu hohen Preise für Energie und

• die im internationalen Vergleich 
ebenfalls zu hohen Steuern und 
Abgaben.

Auf einigen Gebieten ist es 
vorübergehend zu einer Verbesse-
rung gekommen. In jüngster Zeit 
kommen aber wieder zunehmend 

Gesetze und Initiativen aus Brüssel 
und Berlin mit kostentreibender 
und innovationshemmender Wir-
kung. In der Summe schwächen 
diese Initiativen die Wettbewerbs-
fähigkeit des Standortes Deutsch-
land. Mit besonderer Sorge beob-
achten wir zurzeit die Entwicklung 
in der Energiepolitik und in der 
Chemikalienpolitik.

Die Höhe der Stromkosten ent-
wickelt sich immer mehr zu einem 
Wettbewerbsnachteil für deutsche 
Chemieunternehmen. Staatlich in-
duzierte Belastungen wie die Öko-
steuer, das Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Gesetz und insbesondere 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
haben dafür gesorgt, dass von 
den Preisrückgängen der Strom-
markt-Liberalisierung nichts mehr 
übrig geblieben ist. Hinzu kommt 
zukünftig noch der von der EU 
beschlossene Emissionshandel. 
Die deutsche Industrie hat be-
reits im Rahmen ihrer freiwilligen 
Selbstverpfl ichtung einen weit 
überdurchschnittlichen Beitrag zur 
Reduktion der CO2-Emissionen 
erreicht. Weitere Belastungen der 
Industrie sind ungerechtfertigt, 
schaden der Wettbewerbsfähigkeit 
und sind ökologisch nicht zielfüh-
rend.

Völlig verfahren ist die Situation 
für unsere Industrie im Bereich 
der grünen Gentechnik. Eine 
wirtschaftliche Nutzung dieser 
neuen Zukunftstechnologie ist in 
Deutschland bisher nicht möglich, 
weil es hierfür keinen politischen 
Konsens gibt. 

Das seit Jahrzehnten wichtigs-
te Gesetzeswerk für die chemi-
sche Industrie – die so genannte 
REACH-Verordnung – hat jetzt ei-
ne entscheidende Phase erreicht. 
Ende Oktober 2003 legte die EU-
Kommission ihren Vorschlag einer 
Verordnung zur Registrierung, 
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Bewertung und Zulassung von 
Chemikalien (REACH) vor.

Das geplante REACH-System 
ist bürokratisch, kompliziert und 
an vielen Stellen nicht praktikabel. 
Es verursacht hohe Kosten und be-
einträchtigt die Innovationen in der 

Chemieindustrie und bei den nach-
geschalteten Abnehmerindustrien. 
Gemeinsam mit der Bundesre-
gierung und der Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie 
(IG BCE) fordert der Verband der 
Chemischen Industrie (VCI) des-

halb dringend, dass die EU-Kom-
mission zunächst eine gründliche 
Untersuchung der wirtschaftlichen 
Auswirkungen ihres Vorschlags 
vornehmen lässt und die Ergebnis-
se im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren berücksichtigt werden.

Nachdem sich die Hoffnungen 
vom Herbst des Vorjahres auf 

ein Ende der Konjunkturschwäche 
sehr schnell zerschlagen hatten, 
ist das zu Ende gehende Jahr 
2003 gerade auch für die Elektro-
industrie als Jahr der enttäuschten 
Hoffnungen einzustufen. Es führte 
durch den dritten Umsatzrückgang 
in Folge zur historisch gesehen 
längsten konjunkturellen Schwä-
chephase, den diese wachstums-
orientierte Branche seit Gründung 
der Bundesrepublik zu verzeichnen 
hatte.

2003 im Rahmen der Prognosen

In den ersten neun Monaten 
gingen die Umsätze der deutschen 
Elektrotechnik- und Elektronikin-
dustrie um knapp 1% auf 113 Mrd. 
Euro zurück. Auch im dritten Quar-
tal übertrafen sie − trotz einer seit 
Ende des Vorjahres sich tendenziell 
aufhellenden Nachfrage − noch 
nicht das Vorjahresniveau. Wesent-
liche Ursachen sind der ausge-
prägte Reformstau in Deutschland 
und in der EU der anhaltende 
Preisdruck sowie die Aufwertung 
des Euro gegenüber den meisten 
für die Elektrotechnik- und Elek-
tronikindustrie wesentlichen Wäh�
rungen. 

Am aktuellen Rand verfestigen 
sich die Anzeichen, dass das Ende 
der Talsohle in der Elektroindustrie 
erreicht ist. So berichten viele Un-
ternehmen seit dem Sommer von 
einer Stimmungsaufhellung, die al-
lerdings von niedrigem Niveau aus-
geht. Die Erträge scheinen sich vor 
dem Hintergrund der durchgeführ-
ten Restrukturierungsprogramme 
in den Unternehmen zu stabilisie-
ren. So sieht die aktuelle ZVEI-Um-
frage zu den ertragsbeeinfl ussen-
den Faktoren ein deutlich weniger 
negatives Bild als noch im Frühjahr. 
Insbesondere die Ertragserwartun-
gen für 2004 haben die Trendlinie 
zum positiven Bereich durchschrit-
ten. Auch die Kapazitätsauslas-
tung erholte sich im Herbst wieder 
auf gut 80%, wobei der vorherige 
Abbau von Kapazitäten das Bild 
positiv beeinfl usst. Die Rate liegt 
allerdings noch deutlich unter dem 
optimalen Auslastungsgrad, der im 
Durchschnitt der Elektroindustrie 
bei etwa 85% anzusetzen ist. 

Zudem legten in verschiedenen 
Segmenten, wie zum Beispiel der 
Automation oder der Telekom-
munikation, die Auftragseingänge 
im Sommer wieder leicht zu. Und 
auch einige andere Indikatoren 
wie das Anziehen der Bauelemen-

te-Umsätze und ein offensichtlich 
sehr ausgeprägter Lagerzyklus im 
Bereich der Consumer Electronics 
sprechen für eine Stabilisierung im 
weiteren Verlauf.

Für das Jahr 2003 erwartet der 
ZVEI vor diesem Hintergrund ei-
nen Gesamtumsatz von 153 Mrd. 
Euro, der in Übereinstimmung mit 
den Prognosen zu  Jahresbeginn 
nochmals knapp unter dem Vorjahr 
liegt, jedoch das Rekordniveau 
von rund 163 Mrd. Euro aus dem 
Boomjahr 2000 deutlich verfehlt. 
Nur von den reinen Zahlen her et-
was günstiger entwickelte sich die 
preisbereinigte Produktion, die um 
mehr als 1% leicht gestiegen ist, 
wobei die zum Teil deutlich rück-
läufi gen Erzeugerpreise hier das 
Bild mit bestimmen.

Die ausgeprägte Schwäche-
phase wirkte sich auf die Beschäf-
tigung aus. Seit Jahresbeginn 
ging die Zahl der Beschäftigten 
nochmals um fast 15 000 auf 
827 000 Mitarbeiterinnen und Mit�
arbeiter am Ende des dritten 
Quartals zurück. Seit Beginn der 
Rezession sind damit rund 60 000 
Arbeitsplätze in Deutschland ver-
loren gegangen. Per saldo fi elen 
hierbei rund 50 000 Arbeitsplätze 

Gotthard Graß

Deutschlands Elektrotechnik- und Elektronikindustrie vor

einem neuen Aufschwung?
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von Arbeitern und nur rund 10 000 
von Angestellten weg. Die Zahl der 
Ingenieure stieg sogar von 1997 
bis 2002 entgegen den Trend von 
160 000 auf über 175 000, und das 
Wachstum dieses Bereiches wird 
auch weiterhin entscheidend durch 
die zu geringe Zahl an Absolventen 
der Elektrotechnik in Deutschland 
begrenzt. Weitgehend unabhän-
gig von der hohen allgemeinen 
Arbeitslosigkeit entsteht hier auf 
Grund von Fehlsteuerungen in 
unserem Bildungssystem jedes 
Jahr eine Lücke von mehreren 
tausend Nachwuchsingenieuren 
mit unmittelbaren Rückwirkungen 
auf die Innovationsfähigkeit und 
Investitionsbereitschaft und damit 
auf die Wachstumspotenziale in 
Deutschland. 

Ohne Schwung in das Jahr 2004 

Auch wenn die Umsetzung der 
Agenda 2010 in die praktische 
Politik nur langsame und von vielen 
Rückschlägen gekennzeichnete 
Fortschritte macht und der Höhen-
fl ug des Euro sich weiter fortsetzt, 
mehren sich zur Jahreswende 
die Vorzeichen für ein moderates 
Wachstum der deutschen Elektro-
technik- und Elektronikindustrie 
im kommenden Jahr. So haben 
die Auftragseingänge aus dem 
Ausland im dritten Quartal nach 
einer Verschnaufpause im Frühjahr 
erneut kräftig um fast 5% zugelegt. 
Im Inland überwiegen dagegen mit 
einem Plus von gut einem Prozent 
in den ersten neun Monaten wei-
terhin eher stagnative Tendenzen. 

Im kommenden Jahr wird ins-
besondere das in der zweiten Jah-
reshälfte 2003 unerwartet starke 
Wiederanziehen der US-Konjunk-
tur für zusätzliche Wachstumsim-
pulse sorgen. Verschuldungs- und 
Defi zitprobleme werden hierbei 
in einem Wahljahr wohl zunächst 
ausgeblendet bleiben. Auch in 

Mittel- und Osteuropa und in Asien 
werden der weitere Ausbau der 
Infrastrukturen und die anziehende 
Investitionstätigkeit für zusätzliche 
Nachfrage zum Beispiel nach Au-
tomatisierungslösungen, Telekom-
munikations- und Energieversor-
gungssystemen aus Deutschland 
sorgen. Wachstumsmotor in der 
Region, aber auch zunehmend 
agiler Wettbewerber sowohl bei 
Produkten für den Endverbraucher 
als auch bei elektrotechnischen 
und elektronischen Komponenten, 
ist China. Der Wachstumsbeitrag 
der Ausfuhren in die alte EU wird 
hingegen nur gering ausfallen; al-
lerdings sind angesichts der leich-
ten konjunkturellen Belebung keine 
weiteren Einbußen wie in diesem 
Jahr zu erwarten. 

Im Inland berichten zwar ein-
zelne Unternehmen der Automati-
sierungs-, Energie- und Antriebs-
technik, aber auch der Telekom-
munikationstechnik, von ersten 
Anzeichen für einen Abbau der 
Investitionsstaus. Positive Signale 
zur Marktentwicklung in Deutsch-
land senden auch die Hersteller 
mikroelektronischer Bauelemente, 
wobei hier neben der technolo-
gisch bedingten Nachfragedyna-
mik 2003 der Tiefpunkt des gerade 
in der Halbleiterindustrie ausge-
prägten wirtschaftlichen („Schwei-
ne“-) Zyklus erreicht wurde. Andere 
Bereiche dagegen gehen eher von 
einem Strohfeuer aus oder können 
lediglich eine Aufhellung der Stim-
mung, aber noch keine konkreten 
Auftragseingänge verbuchen. So 
ist gerade bei den Investitionsgü-
tersektoren unserer Elektroindus-
trie das Bild uneinheitlich und von 
anhaltender Verunsicherung über 
die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen am Standort Deutschland 
bestimmt. Besonders ausgeprägt 
ist diese Unsicherheit überall dort, 
wo die öffentlichen Hände als In-

vestoren oder als Rahmensetzer 
fast unmittelbar auf die Märkte 
durchgreifen, wie in der Wehrtech-
nik oder in der Medizintechnik.

Auch für die Gebrauchsgüter-
nachfrage in Deutschland sind 
die Aussichten verhalten, zumal 
das nur teilweise Vorziehen der 
Steuerreform hier den bereits ein-
kalkulierten Impulsen deutlich den 
Schwung nehmen wird. Es ist zu 
befürchten, dass die gerade in un-
serer Branche schon heute klar er-
kennbare Tendenz, auch hochwer-
tige Erzeugnisse ohne Rücksicht 
auf Qualitäts- und längerfristige 
Kostenaspekte ausschließlich über 
den Preis zu kaufen, weiter zuneh-
men wird. Dabei nimmt die Import-
konkurrenz zu – vor allem über 
Südostasien, insbesondere China, 
und den EU-Beitrittsländern. 

Unter dem Strich lässt sich 
hieraus als wahrscheinlicher Ent-
wicklungspfad eine Wachstums-
prognose 2004 für den Branchen-
umsatz von 1 bis 2% ableiten. Der 
Beschäftigungsabbau wird sich 
zwar verlangsamen, aber auch im 
kommenden Jahr insbesondere 
in den kostensensiblen Sektoren 
nicht zum Stillstand kommen. Zu-
gleich wird sich die Verlagerung der 
traditionellen industriellen Wert-
schöpfung weiter fortsetzen. Kurze 
Produktlebenszyklen sowie die 
wachsende Bedeutung von kun-
dennahen Dienstleistungen vom
Engineering bis hin zu technolo-
giebegleitenden Dienstleistungen 
über den gesamten Produktle-
benszyklus sorgen hier nur für 
einen teilweisen Ausgleich verbun-
den mit den entsprechenden struk-
turellen Veränderungen. Bestätigt 
wurde der Trend zur Verlagerung 
der industriellen Wertschöpfung in 
rasch wachsende und damit für die 
Unternehmen deutlich  chancenrei-
chere Märkte unter anderem durch 
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die Umfrage des ZVEI zur Investiti-
onsplanung für die Jahre 2003 bis 
2005, über die vor einem Jahr an 
dieser Stelle berichtet wurde. 

Wechselkursrisiken treffen nicht 
nur Exporte  

Das Hauptrisiko für diese Vor-
hersage stellt eine weitere Auf-
wertung des Euro gegenüber dem 
US-Dollar und den fest an den Dol-
lar-Kurs gebundenen Währungen, 
insbesondere in Asien dar. Gegen-
wärtig scheint die „Schmerzgren-
ze“ erreicht zu sein, auch wenn alle 
Analysen zeigen, dass einheitliche 
Aussagen über Auswirkungen ei-
nes so genannten „Elektro-Dollars“ 
für unsere sehr heterogene Indus-
trie kaum möglich sind.

Ein Effekt ist aber ganz offen-
sichtlich: Weit über den Dollarraum 
hinaus verschieben sich mit der 

Aufwertung des Euro gegenüber 
allen für die Elektroindustrie wich-
tigen Währungen wie dem Yen 
und dem chinesischen Renminbi 
die Kosten der industriellen Wert-
schöpfung in der EU zu unseren 
Lasten: Kursabsicherungen, güns-
tigere Einkaufsbedingungen und 
regional unterschiedliche Märkte 
sorgen hier bestenfalls für eine 
leichte Entlastung. Der kräftige 
Rückenwind der Wechselkurse 
der Jahre 1999 bis 2001 weht den 
deutschen Exporteuren in der ge-
genwärtig erst sanften Erholungs-
phase entgegen. 

Innovation bedeutet raschere 
Anwendung technologischer 

Möglichkeiten

Aus dem weit fortgeschrittenen 
und sich eher noch beschleuni-
genden Globalisierungsprozess 
der Elektrotechnik- und Elektro-

nikindustrie ergeben sich sowohl 
Risiken als auch Chancen für den 
deutschen Standort. Letztere gilt 
es zu nutzen. Technologische Lö-
sungen sind in vielen Bereichen da, 
aber daraus werden erst Innovati-
onen, wenn sie eingeführt werden. 
Die Liste der Investitionsstaus ist 
lang. Erfolge − wie die immerhin 
nicht gleich wieder zerredete − 
Einführung des digitalen terrestri-
schen Fernsehens DVB-T in Berlin, 
sind dagegen eine kaum beachtete 
Ausnahme. Nicht nur in diesem 
Fall setzen Innovationen sowohl 
Erfi ndungsreichtum als auch In-
vestitionen voraus. Beispiele wie 
der Transrapid oder der Ausstieg 
Deutschlands aus den weltweit 
sicherheitstechnisch besten Nu-
kleartechnologien sind der weit 
häufi gere Regelfall. Die historisch 
niedrige Investitionsquote ist des-
halb nicht nur ein konjunktureller 
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Ralph Wiechers

Maschinenbaukonjunktur 2004: In den Startlöchern

Warten auf den Aufschwung 
– so könnte das Jahr 2003 

nicht nur aus Sicht des deutschen 
Maschinenbaus knapp charakte-
risiert werden. Die wirtschaftliche 
Erholung hat wieder einmal auf 
sich warten lassen, auch wenn in 
einigen Abnehmerregionen, vor 
allem in Asien und Mittel- und 
Osteuropa erfreuliche Zuwäch-
se erzielt werden konnten. Die 
Hauptabsatzmärkte Westeuro-
pa und Nord amerika verharrten 
bestenfalls in Stagnation, das 
Inlandsgeschäft enttäuschte. Die 
Prognose für die deutsche Maschi-
nenbauproduktion 2003 musste 
daher von Null auf real � 2% zu-
rückgenommen werden. Doch die 
Wende scheint in Sicht. Die Früh-
indikatoren signalisieren seit Mitte 
des Jahres weltweit eine Erholung 
der Investitionsgüternachfrage. 
Maschinenproduktion und -umsatz 
sollten deshalb 2004 wieder auf 

einen wenn auch fl achen Wachs-
tumspfad einschwenken. Der 
starke Euro und die bescheidene 
Performance in Europa dürften 
einer höheren Zuwachsrate jedoch 
entgegenstehen.

Maschinenproduktion 2003: 
� 2% 

Das Jahr 2003 begann für den 
Maschinenbau mit einer Überra-
schung. Im ersten Quartal 2003, 
das geprägt war von der kriegeri-
schen Auseinandersetzung im Irak, 
stieg die Maschinenproduktion 
im Vergleich zum entsprechenden 
Vorjahreszeitraum gegen den all-
gemeinen Trend um fast 2%. Die 
Erholung war jedoch nicht von 
Dauer. Denn bei genauem Hinse-
hen entpuppte sie sich als Folge 
eines Auftragseingangsbuckels, 
der schon im Herbst 2002 für Auf-
sehen gesorgt hatte. In dem Maße 
aber, wie diese Spitze abgearbeitet 

wurde, ging es – wie erwartet – mit 
der Produktion wieder bergab. Die 
Weltwirtschaft fand mit Kriegsende 
nicht in dem gewünschten Tempo 
auf den Wachstumspfad zurück. 
Folgerichtig verkam das Produk-
tionsplus des ersten Quartals im 
zweiten Quartal zu einem kräftigen 
Minus von fast 5%. 

Von Januar bis September 2003 
– dem gegenwärtigen Datenstand – 
verfehlte die Maschinenproduktion 
insgesamt ihr Vorjahresniveau um 
1,6%. Die Kapazitätsauslastung 
konnte sich zur Jahresmitte zwar 
leicht erholen, mit 83,1% lag sie im 
September aber weiterhin deutlich 
unter der Optimalzone, die zwi-
schen 86 und 88% anzusiedeln 
ist. Da sich zudem die Flaute bei 
den Bestellungen hartnäckig bis in 
den Sommer hinein hielt, wurde die 
VDMA-Produk tionsprognose für 
2003 von einer positiven Null auf 
� 2% zurückgenommen.

Betriebsunfall. Hier geht es weit 
stärker als in jedem Forschungs-
programm um die Zukunftssiche-
rung für unsere Industrie.

Hinzu kommt, dass immer neue 
Reformblockaden und Haushalts-
löcher, insbesondere die unklaren 
politischen und gesellschaftlichen 
Zukunftsperspektiven nach den 
Notoperationen bei Rente, Ge-
sundheit und Arbeitsmarkt, eher 
zu einer Echternacher Springpro-
zession beim Thema „Mehr Mut 
zum Wandel“ führen, als einer 
Politik, die nachhaltig für mehr 
Investitionen und gesellschaftliche 
Innovationsfähigkeit in Deutsch-
land sorgen will. Dieser Eindruck 

– so zumindest das erste Resümee 
– hat sich mit den Beschlüssen des 
Vermittlungsverfahrens zwischen 
Bundesrat und Bundestag vom 
10. bis 14. Dezember 2003 sowie 
dem gleichzeitigen Scheitern des 
Verfassungsgipfels der EU leider 
erneut bestätigt.

Die eingangs gestellte Frage 
„Deutschlands Elektrotechnik- 
und Elektronikindustrie vor einem 
neuen Aufschwung?“ lässt sich 
so für 2004 nur mit „Nein, bislang 
nicht“ beantworten. Nur wenn der 
Reformzug in Deutschland und 
der EU hin zu mehr Wettbewerb 
und Eigenverantwortung, zu mehr 
Markt und weniger Staat weiter an 

Fahrt gewinnt und nicht bereits an 

den ersten zu stellenden Weichen 

entgleist, werden die mit einem 

Aufwand von rund 9 Mrd. Euro für 

die Forschung und Entwicklung 

allein in Deutschland erarbeiteten 

technologischen Potenziale zu 

entsprechenden Zuwächsen der 

industriellen Wertschöpfung der 

Elektrotechnik- und Elektronikin-

dustrie am Standort Deutschland 

führen. Heute zeichnet sich da-

gegen ab, dass der Marktanteil 

Deutschlands an dem mit 6 bis 7% 

pro Jahr weiter dynamisch wach-

senden Weltelektromarkt auch 

2004 weiter zurückgehen wird.
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Auftragseingang enttäuscht

Wieder einmal denkbar schlecht 
lief die inländische Nachfrage 
nach Investitionsgütern. Mit ei-
nem Minus von 3% in den ersten 
zehn Monaten des Jahres 2003 
befi ndet sie sich unverändert auf 
dem mageren Tiefpunkt des Jah-
res 1993. Die Gründe liegen nicht 
nur im konjunkturell schwierigen 
Umfeld, in dem die deutschen 
Investoren operieren. Die trotz 
aller Reformanstrengungen weiter 
unbefriedigenden Rahmenbedin-
gungen am Standort Deutschland, 
verbunden mit unklaren Vorstellun-
gen, was sich wie ändert, lässt bei 
vielen deutschen Investoren keine 
rechte Kaufl aune aufkommen. Vor 
allem die Haushalts- und damit 
Steuerpolitik sorgt nach wie vor 
für Unsicherheit. Laut den Ergeb-
nissen einer jüngst veröffentlichten 
ifo-Studie gab jeder Vierte der 
1100 befragten mittelständischen 
Unternehmer an, aus steuerlichen 
Gründen oder wegen Planungs-
unsicherheiten im Steuerrecht be-
triebswirtschaftlich ansonsten vor-
teilhafte Investitionen aufgescho-
ben oder unterlassen zu haben. 

Doch nicht nur von politischer 
Seite gerieten die deutschen Inves-
toren unter Druck. Fast jeder dritte 
Mittelständler bemängelte, dass 
sich in den vergangenen zwölf 
Monaten seine Zinskonditionen 
oder Kreditlinien verschlechtert 
beziehungsweise verkürzt hätten. 
Beides – Steuerrecht und Kredit-
verknappung – belasteten also das 
Inlandsgeschäft mit langlebigen 
Investitionsgütern. 

Zäher als erwartet fl ossen in den 
letzten Monaten auch die Bestel-
lungen aus dem Ausland herein. 
Die Gründe sind wie immer viel-
schichtig: Zum einen dürfte eine 
Reihe von Bestellungen kriegs-
bedingt zurückgehalten worden 

sein. Zum anderen hinterließ die 
Lungenkrankheit SARS, die den 
Geschäftsverkehr mit Asien quasi 
zum Erliegen brachte, Spuren 
im Auslandsgeschäft. Zusätzlich 
drosselte der starke Euro die 
Drehzahl des Bestelleingangs im 
deutschen Maschinenbau. Eine 
schwache Maschinennachfrage in 
Europa, allen voran in Frankreich 
und Italien, beides nicht nur starke 
Wettbewerber des deutschen Ma-
schinenbaus, sondern auch gute 
Kunden, komplettierte das Bild.

Lichtblick China

Lichtblicke in der deutschen 
Exportstatistik waren erneut der 
südostasiatische Markt sowie Mit-
tel- und Osteuropa. In China konn-
te die Branche nun schon im drit-
ten Jahr in Folge ein Plus jenseits 
der 30-%�Marke verwirklichen. Es 
gilt als sicher, dass das Reich der 
Mitte am Ende des Jahres 2003 
Italien vom Platz drei im Ranking 
der wichtigsten Exportmärkte 
des deutschen Maschinenbaus 
verdrängt haben wird. Dank die-
ses Zuwachses sowie der hohen 
Nachfrage nach Maschinenbau-
erzeugnissen in Mittel- und Ost-
europa konnten die nach wie vor 
empfi ndlichen Einbußen auf dem 
amerikanischen Kontinent ausge-
glichen werden. Unterm Strich wird 
deshalb zum Jahresende 2003 
beim Maschinenexport wohl wie-
der ein leichtes Plus stehen.

Aussichten 2004: 
Hoffnungswert Aufschwung

Die Signale, die den Maschi-
nenbau im Herbst 2003 erreichen, 
stimmen hoffnungsvoll. Seit Mai 
2003 geht es mit dem ifo-Ge-
schäftsklima für das Verarbeitende 
Gewerbe wieder bergauf. Der Index 
hatte sich in der Vergangenheit als 
Frühindikator für den Maschinen-
bau durchaus bewährt. In der Re-

gel lief er den Bestellungen um vier 
bis sechs Monate voraus. Danach 
sollte der Ordereingang im vierten 
Quartal 2003 wieder zu wachsen 
beginnen. Aber nach dem Über-
schießen des ifo-Geschäftsklimas 
2002 ist hier weiterhin Vorsicht 
angebracht. Damals wie heute 
dominieren die Erwartungen an die 
künftige Geschäftslage, eine der 
beiden Komponenten des Indika-
tors, das Gesamturteil. Die zweite 
Komponente, die Beurteilung der 
aktuellen Lage, hat sich erst seit 
Oktober spürbar verbessern kön-
nen, was als deutliches Signal da-
für gewertet wurde, dass sich die 
Lücke zwischen Erwartungen und 
Lage in den kommenden Monaten 
weiter schließen wird. 

Gegen ein abermaliges Platzen 
einer Erwartungsblase spricht 
auch, dass die Weltkonjunktur-Uhr 
nun anders tickt als noch 2002. 
Speziell in den USA und in Japan 
gibt es bereits deutliche Bele-
bungstendenzen der Wirtschaft. 
Verbesserte Abschreibungsbedin�
gungen zur Ankurbelung der Inves-
titionsgüternachfrage sind neben 
der Ankurbelung des Konsums 
durch allgemeine Steuersenkun-
gen nur erste Zeichen für den 
Willen der US-amerikanischen Re�
gierung, die Wirtschaft im kom-
menden Wahljahr wieder auf Trab 
zu bringen. 

Weiterhin gut läuft es für den 
deutschen Maschinenbau auch 
in der VR China. Die dortige Wirt-
schaft blieb nahezu unbeeindruckt 
von der weltwirtschaftlichen Flau�
te auf Expansionskurs. Der deut-
sche Maschinenbau wird aus 
dem chinesischen Industrialisie-
rungsprozess als der nach Japan 
zweitwichtigste Lieferant von In-
vestitionsgütern noch einige Zeit 
Profi t ziehen. 
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Bislang wenig Anlass für Opti-
mismus bietet dagegen die Inves-
titionsgüternachfrage in Westeuro-
pa. Auf diesem Hauptabsatzmarkt 
deutscher Maschinenbauerzeug-
nisse laufen die Dinge lange nicht 
stabil genug, um Entwarnung zu 
geben. Neben ungelösten Struktur-
problemen belastet der gemessen 
an den Vorjahren wieder erstarkte 
Euro. Die Aufwertung des Euro 
verhagelt zwar nicht generell die 
Exportchancen der europäischen 
Industrie, aber sie erschwert das 
Geschäft. Die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit europäischer Pro�
dukte auf den Weltmärkten für 
Maschinenbauprodukte leidet. Der 
positive Impuls aus dem Dollar-
raum wird abgeschwächt. Kurz: 
Europas Defi zite werden durch 
die erwartete globale Erholung 
nicht beseitigt, so dass es selbst in 
einem verbesserten weltwirtschaft-
lichen Umfeld zumindest in der 
Anfangsphase mit der Konjunktur 
nur in Trippelschritten aufwärts 
gehen dürfte. 

Das gilt in besonderer Weise 
für den Inlandsmarkt. In Deutsch-
land harren trotz forcierter politi-
scher Reformanstrengungen zu 
viele Prob leme ihrer Lösung. Die 
Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden sind desolat. Das ge-
samtstaatliche Defi zit wird die Drei-
Prozent-Marke des Maastricht-
Vertrages im laufenden wie im 
kommenden Jahr übersteigen. 
Die Ankündigung des Vorziehens 
der dritten Stufe der Steuerreform 
mutet vor diesem Hintergrund als 
Verzweifl ungstat an. Die Chance 
eines kräftigen, selbsttragenden 
Aufschwungs im Inland ist also un-
verändert klein. Insofern wird sich 
das Plus bei den Inlandsaufträgen 
weiterhin in Grenzen halten. 

Dies sowie eine nur zögerliche 
Belebung in zahlreichen europäi-

schen Nachbarländern entziehen 
der langsam einsetzenden kon-
junkturellen Erholung zumindest 
in der Übergangsphase Kraft. 
Doch die Auftriebskräfte sollten 
in den kommenden Monaten die 
Oberhand gewinnen und die Wirt-
schaft aus der Talsohle schleppen 
können. Bei den Auslandsorders 
hat der deutsche Maschinen- und 
Anlagenbau die Wende schon 
geschafft. Die VDMA-Prognose 
für die deutsche Produktion von 
Maschinen und Anlagen lautet 
deshalb auf + 2%.

Quelle des Erfolgs liegt im
 Ausland

Die Musik für den deutschen 
Maschinenbau wird also auch 
im kommenden Jahr im Ausland 
gespielt. Dabei ist der Anteil der 
Maschinenexporte an der deut-
schen Produktion binnen zehn 
Jahren bereits von 53% (1992) auf 
68% (2002) gestiegen. Seit Jahren 
verteidigt die Branche erfolgreich 
ihren Platz als Champion in der 
Weltliga der Maschinenexporteu-
re. Mit einem Anteil von 19% des 
Weltexports der wichtigsten Ma-
schinenlieferländer lag Deutsch-
land 2002 wieder deutlich vor den 
USA (14,9%), Japan (12,2%) und 
Italien (9,7%). 

Angesichts dieser Vorgaben 
verwundert es kaum, dass immer 
mehr Unternehmen auch aus dem 
Mittelstand ihr Heil in einer ver-
stärkten Auslandspräsenz suchen: 
Die Direktinvestitionsbestände des
deutschen Maschinenbaus im Aus�
land haben sich zwischen 1990 
und 2001 mehr als verdoppelt. 
Mindestens jeder siebte vom 
Maschinenbau investierte Euro 
fl ießt ins Ausland. Rund ein Drittel 
dieses Engagements entfällt auf 
ausländische Produktionsstät-
ten. Fast 260 000  Beschäftigte 
in deutschen Auslandstöchtern 

erwirtschafteten 2001 einen Um �
satz von 42 Mrd. Euro. Zum Ver-
gleich: Im Inland arbeiteten in 
dem betreffenden Jahr 900 000 
Mitarbeiter, der Umsatz betrug 133 
Mrd. Euro. Schon heute verfügen 
mehr als ein Drittel der überwie-
gend mittelständischen Ma�
schinenbauunternehmen über eine 
Auslandsproduktion, so das Ergeb-
nis einer VDMA-Umfrage von Ende 
2002. Jedes vierte Unternehmen 
hat seit dem Jahr 2000 Produktion 
ins Ausland verlagert.

Und die Karawane zieht weiter! 
Jeder zweite Maschinen- und 
Anlagenbauunternehmer feilt an 
Plänen, künftig (noch) mehr im 
Ausland zu fertigen. Jedes dritte 
dieser Unternehmen betritt hier 
Neuland, ist ein so genannter Erst-
Verlagerer. Ursache dafür sind ne-
ben der Notwendigkeit der Präsenz 
beim Auslandskunden mit Vertrieb, 
Service und zunehmend auch 
Fertigung die Kosten am Standort 
Deutschland. Vor allem die Höhe 
der Steuern und Gebühren, die 
steigenden Personalzusatzkosten 
sowie das überaus starre Arbeits-
marktkorsett lassen so manchem 
Unternehmer, der gezwungen ist, 
seine preisliche Wettbewerbsfähig-
keit zu stärken, keine andere Wahl 
als die (Teil-)Verlagerung. 

Die gemessen am Auslands-
geschäft auffällige Schwäche bei 
den Inlandsaufträgen des deut-
schen Maschinenbaus ist mithin 
ein alarmierendes Symptom dafür, 
wie sehr der Industriestandort 
Deutschland an seiner Reform-
unfähigkeit leidet. Deutschland 
braucht endlich wieder ein Klima, 
in dem sich Investitionen rechnen 
und die Schaffung wettbewerbs-
fähiger Arbeitsplätze möglich ist. 
Neben wettbewerbsfähigen Kon-
ditionen geht es vor allem darum, 
den Unternehmen Planungssicher-
heit zu geben. 


